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Geſetz-Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
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— 


(Nr. 4852.) Verordnung wegen exekutiviſcher Beitreibung der direkten und indirekten Steuern 
und anderer Öffentlichen Abgaben und Gefälle, Koſten ꝛc. in Neuvorpom— 
mern und Ruͤgen. Vom 1. Februar 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


haben zur Herſtellung eines gleichmaͤßigen, moͤglichſt einfachen Verfahrens bei 
Einziehung der direkten und indirekten Steuern und anderer oͤffentlichen Abga— 
ben und Gefälle, Koſten ꝛc. Seitens der Verwaltungsbehoͤrden in Neuvor— 
pommern und Ruͤgen, mit Einſchluß der Staͤdte, eine Reviſion der daruͤber 
ſeither beſtandenen Vorſchriften veranlaßt und verordnen nunmehr, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 


Nach den Vorſchriften dieſer Verordnung ſind fortan alle Geldbetraͤge, 
zu deren exekutiviſcher Beitreibung die Verwaltungsbehörden nach Geſetz oder 
Verfaſſung befugt ſind, beizutreiben. 


Dahin gehoͤren insbeſondere: 


1) die direkten Steuern, namentlich die Grund-, Klaſſen-, klaſſifizirte Ein⸗ 
kommen- und Gewerbeſteuer, ſowie diejenigen Abgaben, welche nach 
H. 11. des Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 
30. Mai 1820. (Geſetz-Sammlung von 1820. S. 134.), als auf einem 
ſpeziellen Titel beruhend, zu entrichten find, desgleichen die für Staats-, 
Provinzial, Kreis-, Kommunalzwecke ausgeſchriebenen Beiſchlaͤge zu 
dieſen Steuern; 


2) die für die Neuvorpommerſche Brand-Aſſekurationsſozietaͤt zu erhebenden 
Brandverſicherungs-Beitraͤge der Sozietätsmitglieder und Kaſſenbeſtaͤnde 
der Kollekturen; 
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3) die indirekten Steuern, die Salzabloͤſungsgelder, die Blei⸗ und Zettel⸗ 
Gelder, die Wege-, Bruͤcken-, Faͤhr⸗, Waage⸗ und Krahngelder, die 
Kanal⸗, Schleufen-, Schiffahrts- und Hafenabgaben, die Niederlage— 
Gelder, Quarantainegebuͤhren und Pachtgelder fuͤr verpachtete Abgaben— 
Erhebungen; 


4) die von den Verwaltungsbehoͤrden innerhalb der Grenzen ihrer Amts⸗ 
befugniſſe ausgeſprochenen Geldſtrafen, Koſten und Entſchaͤdigungen; 


5) diejenigen oͤffentlichen Abgaben, welche an Gemeinen, Korporationen, 
ſowie an ftändifche Kaſſen zu entrichten, oder als Provinzial-, Kreis: 
oder Gemeinelaſten, oder zur Unterhaltung oͤffentlicher Anſtalten auf: 
zubringen, oder fir die Benutzung öffentlicher Anftalten oder Einrichtun⸗ 
gen zu erlegen ſind, als: Kommunal- und Armenabgaben, Markt⸗ 
ſtandsgelder; 


6) die Gebühren der Bezirks-Impfaͤrzte für die in den öffentlich bekannt 
gemachten Terminen vorgenommenen Impfungen; 


7) die von den Auseinanderſetzungsbehoͤrden fuͤr ihre Kaſſen feſtgeſetzten 
Koſten und Gebuͤhren; 


8) die Domanial- und Forſtgefaͤlle, ſofern ſie ohne vorgaͤngige gerichtliche 
Klage auf Grund bloßer Zahlungsbefehle beigetrieben werden koͤnnen; 


9) die nach H. 21. des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850. (Geſetz⸗ 
Sammlung von 1850. S. 112.) in derſelben Art, wie die Staatsſteuern, 
beizutreibenden, der Rentenbank uͤberwieſenen Renten; 


10) die Poſtgefaͤlle und Poſtgebuͤhren; 


11) die Eichungsgebuͤhren, Lootſengebuͤhren, Gebuͤhren fuͤr Pruͤfungen aller 
Art, wenn letztere unter öffentlicher Autorität erfolgen; 


12) die Geldbetraͤge fuͤr Leiſtungen oder Lieferungen, welche nach fruchtlos 
gebliebener Aufforderung des Verpflichteten für deſſen Rechnung durch 
Dritte im Auftrage der Behörden ausgeführt worden find (Geſetz vom 
11. März 1850. uͤber die Polizeigewalt, H. 20. Geſetz-Sammlung S. 265.) 
Wenn von der Leiſtung von Handlungen die Rede iſt, hat es bei den 
daruͤber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften ſein Bewenden. 


Hinſichtlich der Beitreibung von Abgaben und Leiſtungen an Kirchen, 
Schulen, milde Stiftungen, Geiſtliche und Kirchenbediente, ſowie an die Uni⸗ 
verfität Greifswald, bleibt jedoch das durch die Provinzialgeſetze begründete 
beſondere Exekutionsverfahren (executoriale perpetuum) nach wie vor maaß⸗ 
gebend. Ebenſo behält es ruͤckſichtlich der im §. 1. Nr. 3. und 4. der Ver: 
ordnung uͤber das Verfahren in Civilprozeſſen in den Bezirken des Appella⸗ 
tionsgerichts zu Greifswald und des Juſtizſenates zu Ehrenbreitſtein vom 
21. Juli 1849. (Geſetz⸗Sammlung S. 307.) gedachten Forderungen der Geiſt⸗ 
lichen, Kirchen- und Schulbedienken, Schul-Inſtitute u. ſ. w. bei den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung ſein Bewenden. 55 


Das Zwangsverfahren wird von den mit der Einziehung beauftragten 
Behoͤrden oder Beamten angeordnet und unter ihrer Leitung durch die ihnen 
beigegebenen Exekutoren oder diejenigen Beamten, deren ſie ſich als ſolcher zu 
bedienen haben, ausgefuͤhrt. Fuͤr die Faͤlle aber, in welchen den erſteren keine 
beſtimmten, zur Ausfuͤhrung der Exekution dienenden Beamten zugeordnet ſind, 
oder in welchen die Auffichtsbehörde ſelbſt die Exekution verfügt, hat dieſe auch 
die Behoͤrde oder den Beamten zu beſtimmen, von welchen das Zwangsverfah— 
ren vollſtreckt werden ſoll. 


$. 55 . 


Ueber die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Abgaben und 
die Befugniß zur Anordnung des eingeleiteten Zwangsverfahrens findet der 
Rechtsweg, wo er bisher zulaͤſſig war, auch ferner ſtatt. Wegen vermeint⸗ 
licher Maͤngel des Verfahrens, dieſelben moͤgen die Form der Anordnung, oder 
die der Ausfuͤhrung, oder die Frage, ob die abgepfaͤndeten Sachen zu den 
pfaͤndbaren gehoͤren, betreffen, iſt dagegen nur die Beſchwerde bei der vorgeſetz⸗ 
ten Dienſtbehoͤrde des Beamten zulaͤſſig, deſſen Verfahren angefochten wird. 


H. 4. 


Die Exekutoren muͤſſen bei ihren amtlichen Verrichtungen den empfan⸗ 
genen ſchriftlichen Auftrag bei ſich fuͤhren und dem Schuldner auf Verlangen 
vorzeigen. a 

5 Ihre amtlichen Verhandlungen und Anzeigen haben inſoweit, als ſie 
ſich auf die ihnen übertragene Einziehung der Gefaͤlle beziehen, bis zum Be— 
weiſe des Gegentheils, vollen Glauben. 

Die Exekutoren muͤſſen eidlich verpflichtet werden. 


* §. 5. 


Die Einleitung des Zwangsverfahrens kann ſofort nach Ablauf der ge⸗ 
ſetzlich feſtſtehenden oder den Schuldnern beſonders bekannt gemachten Zah- 
lungstermine ſtattfinden. 


F. 6. 


An denjenigen Tagen, an welchen nach erlaſſenen Anordnungen Amtes 
handlungen der Behoͤrden und einzelner Beamten nicht verrichtet werden ſollen, 
darf kein Exekutionsakt vorgenommen werden, eben ſo wenig gegen Juden am 
Sabbath und an juͤdiſchen Feſttagen. 

Waͤhrend der Saat⸗ und Erndtezeit dürfen gegen Perſonen, welche ſich 
mit der Landwirthſchaft beſchaͤftigen, Exekutionen nur, wenn Gefahr im Ver⸗ 
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zuge iſt, eingeleitet, fortgeſetzt und ausgefuͤhrt werden. Daruͤber, ob Gefahr 
im Verzuge ſei, hat die, die Exekution anordnende Behoͤrde zu beſtimmen. 
Beſchwerdefuͤhrungen uͤber dieſe Beſtimmung hemmen den Lauf der Exekution 
nicht. Fuͤr die Saat werden im Fruͤhjahr und Herbſt jedesmal vierzehn Tage, 
für die Erndte vier Wochen in derjenigen Jahreszeit, in welche nach der Oert⸗ 
lichkeit Saat und Erndte hauptſaͤchlich zu fallen pflegen, freigelaſſen. 


b. 7. 


Bei der Exekutionsvollſtreckung gegen aktive Militairperſonen und ven= 
ſionirte Offiziere find die uͤber die vorherige Benachrichtigung der komperenten 
Militairbehoͤrde und uͤber die Exekutionsvollſtreckung in Kaſernen oder anderen 
zu demſelben Zweck beſtimmten Dienfigebauden beſtehenden allgemeinen Bor: 
ſchriften zu beobachten. 

§. 8. 


Mahnung und Vor Vollſtreckung der Exekution muß jeder Schuldner durch einen von 
Ankündigung. der im $. 2. bezeichneten Behörde auszufertigenden Mahnzettel aufgefordert 
werden, die darin ſpeziell verzeichneten Ruͤckſtaͤnde binnen acht Tagen einzuzah⸗ 
len, widrigenfalls zur Pfändung oder zu anderen zulaͤſſigen Zwangsmitteln 
werde geſchritten werden. 

Die Vorſchriften des Geſetzes uͤber die Einfuͤhrung einer Klaſſen- und 
klaſſiſizirten Einkommenſteuer vom 1. Mai 1851. (Geſetz-Sammlung S. 193.) 

H. 13. Litt. b. und c. bleiben jedoch unverändert ſtehen. 


H. 9. 


Die ausgefertigten Mahnzettel werden dem mit der Zwangsvollſtreckung 
beauftragten Beamten (Exekutor) nebſt einem mit der ſchriftlichen Anweiſung 
zur Mahnung verſehenen und von der betreffenden Behoͤrde vollzogenen Ver— 
zeichniſſe der anzumahnenden Schuldner und ihrer Ruͤckſtaͤnde (Reſtenverzeichniſſe) 
uͤbergeben. Der Exekutor muß jeden Mahnzettel dem Schuldner ſelbſt oder 
einem erwachſenen Familiengliede oder Hausgenoſſen deſſelben behaͤndigen und, 
wie ſolches geſchehen, unter Angabe des Namens desjenigen, dem der Zettel 
zugeſtellt worden, und des Tages der Behaͤndigung, in dem Mahnzettel und 
dem Reſtverzeichniſſe beſcheinigen. Diejenigen Mahnzettel, deren Annahme ver- 
weigert wird, oder deren Behaͤndigung wegen Abweſenheit der vorgedachten 
Perſonen nicht bewirkt werden kann, hat der Exekutor an die Haus- oder 
Stubenthuͤr des Schuldners anzuheften. Die achttaͤgige Friſt wird in dieſem 
Falle von dem Tage an gerechnet, an welchem der Exekutor die Mahnzettel 
angeheftet hat. i 

H. 10. 


Exekution; Nach Ablauf der achttaͤgigen Friſt ſind, wegen der alsdann noch ver— 
Arch dene bleibenden Ruͤckſtaͤnde an Abgaben und Mahngebuͤhren, die geſetzlichen Zwangs⸗ 
Zwangsmittel. mittel anzuwenden. Dieſe find: 11 

a) die 


ſtuͤcke 


„ 
die Pfaͤndung; 
die Beſchlagnahme der ausſtehenden Forderungen; 


die Sequeſtration und Verpachtung nach Maaßgabe der Allerhoͤchſten 


Order vom 31. Dezember 1825. $. 12. Littr. b. (Geſetz- Sammlung von 
1826. Seite 12.) 


die Subhaſtation. 


Die Sequeſtration und Verpachtung, ſowie die Subhaſtation der Grund— 
des Schuldners darf nur in dem Falle, wenn auf andere Weiſe keine 


Zahlung zu erlangen iſt, veranlaßt werden. In der Anwendung der uͤbrigen 
Zwangs mittel iſt eine Reihenfolge nicht nothwendig zu beobachten, in der 
Regel iſt jedoch zunaͤchſt die Pfaͤndung vorzunehmen. 


§. 11. 
Die Pfaͤndung darf nur auf den Grund eines von der das Zwangs— 


verfahren leitenden Behoͤrde ausgefertigten Pfaͤndungsbefehls vorgenommen 
werden. Kraft deſſelben iſt der Exekutor befugt, die im Beſitze des Schuldners 
befindlichen pfaͤndbaren beweglichen Sachen in Beſchlag zu nehmen. 


> 


b) 
9) 


d) 


e) 


$. 12. 
Von der Pfaͤndung find ausgeſchloſſen: 


die fuͤr den Schuldner, ſeine Ehefrau und ſeine bei ihm lebenden Kinder 
und Eltern nach ihrem Stande unentbehrlichen Betten, Kleidungsſtuͤcke 
und Leibwaͤſche, ſowie die Betten fuͤr das Geſinde und das zur Wirth— 
ſchaft unentbehrliche Haus- und Kuͤchengeraͤthe; N 


ein zum Heizen und Kochen beſtimmter Ofen; 


bei Kuͤnſtlern und Handwerkern die zur Fortſetzung ihrer Kunſt und 
ihres Gewerbes erforderlichen Werkzeuge und anderen Gegenſtaͤnde mit 
der in dem Gewerbeſteuer-Geſetze vom 30. Mai 1820. $. 35. (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 147.) vorgeſchriebenen Maaßgabe; 


bei Perſonen, welche Landwirthſchaft betreiben, das hierzu noͤthige Ge: 
raͤthe, Vieh- und Feld⸗Inventarium, der nöthige Dünger, ſowie das bis 
zur naͤchſten Erndte erforderliche Brod-, Saat- und Futtergetreide; 


bei Militair- und Civilbeamten die zur Verwaltung ihres Dienſtes erfor: 
derlichen Buͤcher, das unentbehrlichſte Hausgeraͤth, Betten, anſtaͤndige 


Kleider und Waͤſche, welche auch den penſionirten Beamten und Militair— 


f) 


perſonen zu belaffen find; 


das Mobiliar dienſtthuender Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen und 
aller uͤbrigen dienſtthuenden Perſonen des Soldatenſtandes, welches ſich 
an dem Garniſonorte derſelben befindet, imgleichen das Mobiliar der mit 
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Inaktivitaͤtsgehalte entlaſſenen oder mit Penſion zur Dispoſition geftellten 
Offiziere, an ihrem Wohnorte. Geldwerthe Papiere, baares Geld, 
Schaumuͤnzen, Juwelen und Kleinodien derſelben ſind von der Pfaͤndung 
nicht ausgenommen. 


$. 13. 


Gegen die Pfaͤndung kann ſich der Schuldner nur ſchuͤtzen, wenn derſelbe 
entweder 


a) die vollſtaͤndige Berichtigung der beizutreibenden Summe durch Quit⸗ 
tungen oder Vorlegung eines Poſtſcheins ſofort nachweiſt, oder 


b) eine Friſtbewilligung der kompetenten Behoͤrde vorzeigt, oder aber 


c) zur Abfuͤhrung der beizutreibenden Summe und Bezahlung der Exeku— 
tionskoſten ſogleich bereit und im Stande iſt. 


In dieſem letzten Falle, ſowie in dem Falle, wenn der Schuldner einen 
Theil ſeiner Schuld ſofort abtragen will, muß die abzufuͤhrende Summe in 
Gegenwart des Exekutors verpackt und unter der Adreſſe des Erhebungsbeamten 
zur Poſt befoͤrdert, oder dem Ortsvorſtande zur weiteren Befoͤrderung uͤber— 
geben werden. 


An den Exekutor dürfen keine Zahlungen, ſelbſt nicht für Exekutions⸗ 
koſten, geleiſtet werden; die Schuldner haben dasjenige, was an dieſen gezahlt 
iſt, bei etwaiger Nichtablieferung noch einmal zu entrichten. 


§. 14. 


Die Pfaͤndung ſelbſt wird in der Art bewirkt, daß der Exekutor von den 
vorhandenen pfaͤndbaren Gegenſtaͤnden einen zur Deckung der beizutreibenden 
Summe und der Exekutionskoſten nach ſeinem Ermeſſen hinreichenden Betrag 
in Beſchlag nimmt und ſicherſtellt, und zwar zunaͤchſt diejenigen Gegenſtaͤnde, 
welche am leichteſten transportirt und veraͤußert werden koͤnnen. Der Schuldner 
iſt, nachdem ihm der Pfaͤndungsbefehl vorgelegt worden, verpflichtet, ſeine 
Effekten und Habſeligkeiten vorzuzeigen und zu dem Ende ſeine Wohnungs⸗ 
und anderen Raͤume, ſowie die darin befindlichen Behaͤltniſſe zu oͤffnen. 


Auch Sachen, welche ſich in der Wohnung oder ſonſt im Gewahrſam 
des Schuldners befinden und angeblich dritten Perſonen gehoͤren, muͤſſen in 
Ermangelung anderer tauglicher Pfandſtuͤcke in Beſchlag genommen und die 
angeblichen Eigenthuͤmer mit ihrem Anſpruche an die Behoͤrde, von welcher der 
Pfaͤndungsbefehl ausgegangen iſt, verwieſen werden. f 


H. 15. 


Sachen, welche auf das Andraͤngen anderer Glaͤubiger bereits gepfaͤndet 
worden, find nur in Ermangelung anderer tauglicher Pfandſtuͤcke durch Anle- 
5 l gung 


Pe 


gung eines Superarreſtes mit Beſchlag zu belegen. Dies geſchieht in der Art, 
daß der Exekutor den etwa angelegten Siegeln ſein Amtsſiegel beifuͤgt und 
dem Schuldner oder dem etwa beſtellten Verwahrer eroͤffnet, daß die Pfand— 
ſtuͤcke für die Behörde, von der er feinen Auftrag erhalten, gleichfalls in Be: 
ſchlag genommen ſeien. 


Der Behörde, auf deren Verfügung die frühere Pfaͤndung ſtattgefunden, 
iſt die Anlegung des Superarreſtes anzuzeigen; dieſelbe iſt gehalten, den Ver⸗ 
kauf der Pfandſluͤcke moͤglichſt zu beſchleunigen, auch der Behörde, die den 
Superarreſt hat anlegen laſſen, den Verkaufstermin bekannt zu machen und 
darauf zu ſehen, daß beide Forderungen, naͤmlich diejenige, 


wegen welcher zuerſt die Exekution vollſtreckt, 
und diejenige, 
wegen welcher ſpaͤter der Superarreſt angelegt iſt, 


aus dem gelöften Kaufgelde nach der geſetzlichen Ordnung befriedigt werden. 
Findet der Verkauf nicht ſtatt, ſo duͤrfen die Pfandſtuͤcke nur mit Genehmigung 
der Behoͤrde, in deren Auftrag der Superarreſt angelegt worden iſt, freigegeben 
werden. 


$. 16. 


Bei der Pfändung ift die Zuziehung des Ortsvorſtandes, eines oder 
mehrerer Gemeinde- oder Polizeibeamten, oder zweier unbeſcholtener Maͤnner 
nur dann erforderlich: 


a) wenn der Schuldner zu der Zeit, da die Pfändung vorgenommen werden 
ſoll, ſich entfernt hat; 


b) wenn den Anordnungen des Exekutors wegen Oeffnung der Wohnungs: 
räume ꝛc. keine Folge gegeben oder ihm thaͤtlicher Widerſtand geleiſtet wird. 


In Gegenwart der obgedachten Perſonen kann die Pfaͤndung noͤthigen⸗ 
falls mit Gewalt vorgenommen werden. 


Iſt der Widerſtand auch auf dieſem Wege nicht zu beſeitigen, ſo muß 
der Exekutor davon der Behoͤrde, in deren Auftrag er handelt, Anzeige machen, 
dieſe aber das Erforderliche wegen der dem Exekutor zu gewaͤhrenden Huͤlfe 
nach den hieruͤber beſtehenden Geſetzen veranlaſſen. 


N ei 


Abgepfaͤndete baare Gelder und auf jeden Inhaber lautende Papiere 
muͤſſen, wenn die Kaſſe ſich nicht am Orte ſelbſt befindet, von dem Exekutor 
in Gegenwart des Schuldners oder der bei der Pfändung zugezogenen Per: 
ſonen verpackt und unter der Adreſſe des Kaſſenbeamten zur Poſt befoͤrdert, 
oder dem Ortsvorſtande, der zur Annahme und weiteren Befoͤrderung ver— 
pflichtet iſt, uͤbergeben werden. 

* Andere 


Andere Gegenſtaͤnde find bis zu deren Verfteigerung dem Schuldner gegen 
das Verſprechen, fuͤr deren Aufbewahrung zu ſorgen, und unter Verweiſung 
auf die Strafen der Vereitelung der Pfaͤndung, zu belaſſen. 


Nur bei Unzuverlaͤſſigkeit des Schuldners ſind die gepfaͤndeten Sachen 
einem zahlungsfaͤhigen Gemeinemitgliede oder dem Ortsvorſtande zur Aufbe— 
wahrung zu uͤbergeben. 


Werden Sachen, deren Benutzung ohne Verbrauch nicht moͤglich iſt, 
nach ſtattgefundener Pfaͤndung in der Wohnung des Schuldners belaſſen, ſo 
ſind ſolche, ſoweit es nach den Umſtaͤnden geſchehen kann, gegen fernere Be— 
nutzung Seitens des Schuldners durch Verſchließung und Verſiegelung ſicher 
zu ſtellen. Handlungen des Schuldners, durch welche er die Pfaͤndung beweg— 
licher Sachen vorſaͤtzlich vereitelt, unterliegen der Vorſchrift des $. 272. des 
Strafgeſetzbuchs. 


$. 1 8. 


Ueber den Hergang bei der Pfändung muß der Exekutor an Ort und 
Stelle eine Verhandlung aufnehmen, und ſolche nicht nur ſelbſt unterſchreiben, 
ſondern auch von dem Schuldner oder deſſen Stellvertreter und allen bei der 
Pfaͤndung zugezogenen Perſonen unterſchreiben laſſen, oder aber den Grund 
der fehlenden Unterſchriften vermerken. 


Der Exekutor muß zugleich den Schuldner nochmals zur Zahlung der 
Ruͤckſtaͤnde mit dem Bedeuten auffordern, daß, wenn ſolche nicht geleiſtet werden 
ſollte, an dem von ihm in der Regel ſofort zu beſtimmenden Tage zum. Ver- 
kauf der Pfandſtuͤcke geſchritten werden wuͤrde. 


Dem Schuldner, ſowie demjenigen, dem die gepfaͤndeten Sachen etwa 
in Verwahrung gegeben ſind, iſt auf Verlangen von dem Exekutor ſofort eine 
Abſchrift des Pfaͤndungsprotokolls mitzutheilen und, wie ſolches geſchehen, in 
dieſem zu bemerken. 


Die Aufnahme einer Verhandlung iſt auch dann erforderlich, wenn bei 
dem Schuldner keine pfaͤndbaren Gegenſtaͤnde vorgefunden ſind. 


§. 19, 


Verkauf der Nach Ablauf einer vom Tage der vollzogenen Pfaͤndung an zu rech— 
eoepfindeten nenden vierzehntägigen Friſt iſt, wenn inzwiſchen keine Zahlung erfolgt und 
5 keine Eigenthumsanſpruͤche Dritter rechtzeitig angemeldet und beſcheinigt worden 
ſind, der oͤffentliche Verkauf der abgepfaͤndeten Sachen von dem Beamten, 

von welchem die Exekution angeordnet worden iſt, durch eine unter das Pfaͤn— 
dungsprotokoll zu ſetzende ſchriftliche Verfuͤgung an einem beſtimmten Termine 
anzuordnen. Die Anordnung eines fruͤheren Verkaufstermins iſt auch ohne 
Einwilligung des Schuldners zulaͤſſig, wenn die abgepfaͤndeten Sachen dem 
Verderben unterworfen ſind, oder in der Behauſung des Schuldners wegen 

deſſen Unzuverlaͤſſigkeit nicht belaſſen, anderweitig aber nur gegen Wat 

maͤßig 


a a 
mäßig hohe Koſten untergebracht werden können. Der Verkaufstermin iſt jedoch 


auch in dieſem Falle nicht unter acht Tagen zu beſtimmen und der Schuldner 
vorher davon zu benachrichtigen. 


F. 20. 


Dritte Perſonen, welche auf die abgepfändeten Sachen Anſpruͤche haben, 
muͤſſen dieſe bis zu deren Verkaufe bei der Behörde, welche die Pfaͤndung an⸗ 
geordnet hat, anmelden und beſcheinigen. 


Der Beſcheinigung gilt es gleich, wenn jene Perſonen die zur Begruͤn⸗ 
dung ihrer Anſpruͤche erforderlichen Thatſachen an Eidesſtatt verſichern. 


Wird der Anſpruch nicht beſcheinigt, ſo behaͤlt der Verkauf ſeinen Fort⸗ 
gang; iſt aber eine Beſcheinigung beigebracht, ſo iſt, nach Befinden der Um⸗ 
fände, die Freigebung der Sachen zu veranlaſſen, oder der angebliche Eigen⸗ 
thuͤmer durch eine ſchriftliche Verfuͤgung zum Rechtswege zu verweiſen. 


. 21. 


Sollten andere Glaͤubiger des Schuldners ein Vorzugsrecht vor der 
Öffentlichen Kaffe, in deren Intereſſe die Pfaͤndung geſchehen ift, behaupten, fo 
darf der Verkauf der abgepfaͤndeten Sachen deshalb niemals ausgeſetzt, den 
Glaͤubigern muß vielmehr uͤberlaſſen werden, ihr vermeintliches Vorrecht auf 
das Kaufgeld geltend zu machen. Ebenſo muͤſſen dann, wenn die auf An⸗ 
dringen anderer Glaͤubiger gepfaͤndeten Sachen auf Antrag dieſer Glaͤubiger 
verkauft worden ſind, die beſtrittenen Vorrechte der oͤffentlichen Kaſſe fuͤr die 
ruͤckſtaͤndigen Abgaben und Gefaͤlle auf das Kaufgeld geltend gemacht werden. 

4 


$ 22, 


Die Abhaltung des Verkaufs muß in der Regel durch den Exekutor auf 
dem Marktplatze oder in einem anderen, Jedem zuganglichen und zur Auktion 
geeigneten Lokale des Ortes, wo die Pfaͤndung ſtattgefunden, geſchehen. Es 
bleibt jedoch dem Beamten, welcher die Einleitung des Zwangsverfahrens an⸗ 
geordnet hat, unbenommen, den Exekutor bei dem Verkaufe, ſowie bei der 
Pfaͤndung zu beaufſichtigen und zu leiten, und deshalb bei dieſem Exekutionsakt 
gegenwaͤrtig zu ſein. Es koͤnnen dem Exekutor zu dieſem Zwecke auch andere 
Beamte beigegeben werden. 


Auch ſteht es dem die Exekution leitenden Beamten frei, den Verkauf 
durch die Ortspolizeibehoͤrde bewirken zu laſſen. Verſpricht der Verkauf an 
einem benachbarten Orte eine vortheilhaftere Verſilberung der Pfandſtuͤcke, ohne 
die Transportkoſten unverhaͤltnißmaͤßig zu vermehren, ſo iſt dieſer anzuordnen. 

Der Verkauf in der Behauſung des Schuldners iſt nur dann nachzu⸗ 
zugeben, wenn nicht ohne Verwendung bedeutender Koſten der Verkauf anderswo 
auszufuͤhren iſt. 

Jahrgang 1858. (r. 4852.) N 15 H. 23. 


$. 23. 


Der Verkaufstermin muß ſpaͤteſtens acht Tage vorher durch Ausruf oder 
a nd oͤffentlich bekannt gemacht werden. Erſterer kann ſpaͤter noch wieder⸗ 
olt werden. 


Haben die in demſelben Termine zu verfteigernden Gegenſtaͤnde zuſammen 

einen Werth von mindeſtens funfzig Thalern, ſo muß die Bekanntmachung 
auch durch die oͤffentlichen Blaͤtter des Ortes, wo der Verkauf ſtattfinden ſoll, 
oder, wenn daſelbſt keine ſolchen Blätter erſcheinen, durch die eines zunaͤchſt 
belegenen Ortes erfolgen. Noch andere Arten der Bekanntmachung, als die 
vorgeſchriebenen, koͤnnen veranlaßt werden, wenn die Behoͤrde, welche das 
Zwangsverfahren betreibt, ſolche angemeſſen findet, oder der Schuldner recht— 
zeitig darauf antraͤgt und die erforderlichen Koſten bezahlt. 


Kann der Verkauf nicht in dem im Pfaͤndungsprotokolle anberaumten 
Termine abgehalten werden, ſo iſt der anderweitige Verkaufstermin dem Schuldner 
und dem Verwahrer der abgepfaͤndeten Sachen beſonders bekannt zu machen. 


H. 24. 


Bei der Verſteigerung werden die Pfandſtuͤcke, ſoweit es thunlich iſt, in 
der Regel einzeln ausgeboten und nach dreimaligem Ausruf dem Meiſtbietenden 
zugeſchlagen. Die zugeſchlagenen Pfandſtuͤcke duͤrfen nur gegen baare Bezah⸗ 
lung verabfolgt und muͤſſen, wenn ſolche vor dem Schluſſe des Termins nicht 
erfolgt, anderweit ausgeboten werden. Der erſte Kaͤufer haftet in dieſem Falle 
für den Ausfall. Der Ortsvorſtand oder ein von dieſem bezeichneter Gemeine⸗ 
oder Polizeibeamter iſt bei dem Verkaufe zuzuziehen. 


Dieſer Beamte ſowohl, als derjenige, auf deſſen Betreiben das Zwangs— 
Verfahren angeordnet iſt, und der Exekutor duͤrfen auf die zu verſteigernden 
Gegenſtaͤnde weder ſelbſt mitbieten, noch durch Andere fuͤr ſich mitbieten laſſen. 


H. 25. 


Die N a muß eingeftellt und die noch unverkauften Pfandſtuͤcke 
muͤſſen dem Schuldner Burüchgegeben werden, fobald die eingegangenen Kauf⸗ 
gelder fuͤr die beizutreibende Schuld und fuͤr ſaͤmmtliche Koſten hinreichende 
Deckung gewaͤhren, oder die fehlende Summe baar eingezahlt wird. 


Gewaͤhrt die Auktionsloͤſung keine hinreichende Deckung, ſo kann die 
Fortſetzung des Exekutionsverfahrens dadurch abgewendet werden, daß vor Ab- 
lauf des Verkaufstermins eine hinreichende Zahl nicht abgepfaͤndeter Sachen 
übergeben wird, um ſolche gleichfalls oͤffentlich auszubieten. Der Beamte, 
welcher den Verkaufstermin abhaͤlt, iſt zur Annahme aller Gelder, welche aus 
der Verſteigerung eingehen, oder an demſelben Tage auf die Ruͤckſtaͤnde ange⸗ 
boten werden, befugt, muß aber, wenn die Kaſſe, fuͤr welche das 1 

ahren 


Sr 
fahren ſtattgefunden, nicht am Orte ift und deshalb die Ablieferung an dieſe 
nicht ſofort erfolgen kann, dieſelben in Gegenwart des Schuldners oder der 
bei dem Verkaufe zugezogenen Perſonen verpacken und unter der Adreſſe des 


Kaſſenbeamten zur Poſt befördern oder dem Ortsvorſtande zur weiteren Befoͤr⸗ 
derung uͤbergeben. 


$. 26. 


Ueber den Hergang der Verſteigerung muß von den Beamten, welche 
dabei mitgewirkt haben, eine Verhandlung aufgenommen und ſolche auch dem 
. wenn derſelbe gegenwaͤrtig geweſen iſt, zur Unterſchrift vorgelegt 

er en. 


$ 27. 


Spaͤteſtens binnen acht Tagen nach der Verſteigerung muß der Kaſſen⸗ 
beamte dem Schuldner, welchem auf beſonderes Verlangen eine Nachweiſung 
Über die Verwendung der Auktionslöſung nebſt einer Abſchrift der H. 26. ge⸗ 
dachten Verhandlung mitzutheilen iſt, den etwaigen Ueberſchuß des eingegan⸗ 
genen Geldes durch den Exekutor zuſtellen laſſen. 

Iſt die Auktionsloͤſung unzureichend, ſo iſt dem Schuldner zugleich die 
Fortſetzung des Exekutionsverfahrens mit dem Bedeuten anzukuͤndigen, daß bei 
unterbleibender Berichtigung des Ruͤckſtandes nach Ablauf von acht Tagen zu 
2 eee. Pfaͤndung oder zu anderen Zwangsmitteln geſchritten wer⸗ 
en wuͤrde. 


$. 28. 


Von den Hh. 19. bis 25. aufgeſtellten Regeln finden nachſtehende Aus— 
nahmen ſtatt: 


a) Geldwerthe, auf jeden Inhaber lautende Papiere ſind, wenn nicht bin⸗ 
nen acht Tagen nach der Beſchlagnahme Eigenthumsanſpruͤche von Drit⸗ 
ten angemeldet worden find, an die Regierungs⸗Hauptkaſſe zur Verſil⸗ 
berung einzuſenden. 


b) Ausgedroſchenes Getreide, Heu, Lebensmittel und andere Gegenſtaͤnde, 
welche einen gemeinen Marktverkehr haben, koͤnnen mit Zuſtimmung des 
Schuldners ohne vorherige Verſteigerung und Bekanntmachung an Ort 
und Stelle fuͤr den letzten Marktpreis verkauft, oder aber — wo moͤg⸗ 
lich mit dem Geſpann des Schuldners — auf den naͤchſten Markt ge⸗ 
fahren und daſelbſt verſilbert werden. 


c) Goldene und ſilberne Geräthe dürfen nicht unter ihrem Gold- oder Sil⸗ 
berwerthe zugeſchlagen werden, Kleinodien und Kunſtſachen nicht unter 
dem Preiſe, zu welchem fie von Kunſtverſtändigen abgefchägt find, 

Dieſe Gegenſtaͤnde ſind erforderlichen Falls zur Verſteigerung nach 

(Ar. 4852) 15* dem 
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dem Hauptorte des Regierungsbezirks, oder einer anderen großen Stadt 
zu verſenden. 


280 §. 29. 


Veſchag⸗ Die Beſchlagnahme ausſtehender Forderungen oder bei einem Dritten 
a befindlicher Sachen des Schuldners erfolgt mit der Wirkung einer gerichtlichen 
derungen des Beſchlagnahme durch eine ſchriftliche Verfügung der die Exekution leitenden 
Schuldners. Behörde, durch welche der Dritte zur Einzahlung der ſchuldigen Summe an 
die Kaſſe oder zur Aushaͤndigung der ſchuldigen Sachen an den Exekutor zum 
Zweck des öffentlichen Verkaufs angewieſen wird. Der Schuldner muß von 
der Beſchlagnahme durch Zuſtellung einer Abſchrift der Verfuͤgung und des 
daruͤber aufgenommenen Zuſtellungsvermerks mit der Aufforderung benachrich— 
tigt werden, die uͤber die Schuld vorhandenen Urkunden bei Vermeidung der 
zulaͤſſigen Zwangsmittel dem Exekutor auszuantworten. Die Zuſtellung der 
Beſchlagnahme⸗Verfuͤgung und die Benachrichtigung des Schuldners muß durch 
den Exekutor bewirkt und, wie ſolches geſchehen, von dieſem auf dem Kon— 
zepte jener Verfuͤgung beſcheinigt werden. Die Handlungen, welche der Dritte 
nach Empfang der die Beſchlagnahme anordnenden Verfuͤgung in Anſehung 
der mit Beſchlag belegten Summen oder Sachen zum Nachtheil der Kaſſe 
vornimmt, werden in Bezug auf die letztere dergeſtalt als nicht geſchehen an— 
geſehen, daß der Dritte zur Zahlung der ſchuldigen Summe und Auslieferung 
der ſchuldigen Sachen oder ihres Werthes der Kaſſe verpflichtet bleibt. Der 
Schuldner muß dagegen nicht nur jede in Folge der Beſchlagnahme zum 
Beſten jener Kaſſe geleiſtete Zahlung oder geſchehene Auslieferung anerkennen, 
fondern ſich auch, bei Vermeidung der im F. 17. erwähnten Strafe, jeder 
Ceſſion, Verpfaͤndung oder anderweiten Dispoſition uͤber die in Beſchlag ge— 
nommenen Summen oder Sachen enthalten. 


Bei verweigerter Zahlung oder Ausantwortung der in Beſchlag genom— 
menen Summen oder Sachen iſt der die Exekution anordnende Beamte durch 
eine Verfuͤgung der betreffenden Aufſichtsbehoͤrde (Regierung, Generalkom— 
miſſion, des Provinzial-Steuerdirektors, der Magiſtraͤte in den Staͤdten ıc.) 
zur Klage gegen den Dritten zu ermaͤchtigen. 


Ruͤckſichtlich der Einziehung ſtaͤdtiſcher Abgaben, Gefälle x. iſt die Be— 
fugniß zur Anſtellung von Klagen nach der beſtehenden Stadtverfaſſung zu 
e Der mit Anſtellung der Klage beauftragte Beamte muß jedoch 
den Schuldner zur Theilnahme an dem zu führenden Prozeſſe gerichtlich auf— 
fordern laſſen. f 


H. 30. 


Die Beſchlagnahme von Beſoldungen und Penſionen erfolgt durch ein 
auf Innebehaltung und Abfuͤhrung des ſchuldigen Betrages gerichtetes Requi⸗ 
ſitionsſchreiben des Beamten, der die Exekution anordnet, an diejenige Kaſſe 
oder Behoͤrde, bei welcher die Beſoldung oder Penſion zu erheben iſt. m 

em 


\ 
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dem Requiſitionsſchreiben, welches die Wirkung einer gerichtlichen Beſchlag⸗ 
nahme hat, muß dem Schuldner Nachricht gegeben werden. 


H. 31. 
Die Sequeftration und Verpachtung, ſowie die Subhaſtation von Grund— 


ſtüͤcken des Schuldners iſt nur mit Genehmigung der im $. 29. bezeichneten 
Behoͤrden zulaͤſſig. 


„Die Sequeſtration und Subhaſtation muß alsdann bei dem kompetenten 
Gerichte in Antrag gebracht werden. 


H. 32. f 
Zwangsmaaßregeln, welche in einem anderen Empfangsbezirke zur Aus⸗ 


führung gebracht werden müffen, als demjenigen, in welchem die Zahlung zu 
entrichten iſt, find durch Requiſition der betreffenden Behörde zu bewirken. 


$. 33. 
Die Koſten des Exekutionsverfahrens ſind nach dem angehaͤngten Tarif, 


. unter Beachtung der nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen, zu liquidiren: 


a) Die Gebuͤhrenkolonne wird durch den Geſammtbetrag der Abgabenrefte 
und ruͤckſtaͤndigen Koſten eines jeden einzelnen Schuldners beſtimmt, auf 
welche die betreffende Verfuͤgung lautet. 


b) Nach dem Beginnen eines Exekutionsakts muͤſſen, ſofern in dem Tarife 
ſelbſt nicht ein Anderes beſtimmt iſt, die vollen Gebuͤhren bezahlt wer⸗ 
den, auch wenn der Akt wegen inzwiſchen eingetretener Zahlung, Aus: 
ſtandsbewilligung, oder aus anderen Gründen nicht zur Ausführung 
gekommen iſt. f 


c) Die Exekutionsgebuͤhren muͤſſen, auch wenn der Exekutor mehrere Exe— 
kutionsakte in derſelben Gemeine zu gleicher Zeit vorgenommen hat, 
von jedem Schuldner beſonders entrichtet werden. Die Koſten fuͤr die 
öffentliche Bekanntmachung und den Verkauf der abgepfändeten Sachen 
werden jedoch, wenn mehrere Maſſen zuſammen genommen werden, nur 
einmal nach der Geſammtſumme entrichtet und unter die dabei bethei— 
ligten Schuldner nach Verhaͤltniß des aus jeder Maſſe gewonnenen Er⸗ 
loͤſes vertheilt. k 


d) Bei Vertheilung der Transportkoſten und anderer baaren Auslagen, 
welche mehrere Schuldner gemeinſchaftlich zu tragen haben, muß der 
das Zwangsverfahren betreibende Beamte auf den Werth der Gegen⸗ 

ſtaͤnde, ihren Umfang, ihre Schwere und die ſonſt obwaltenden Umſtaͤnde 
billige Ruͤckſicht nehmen. 


(Nr. 4852.) e) Neben 


Subhaſtation 
der Grund⸗ 
ftüde. 


Exekution ges 
gen Forenſen. 


A des 
Exekutions⸗ 
Verfahrens. 


RE 
e) Neben den tarifmäßigen Gebuͤhren finden befondere Reiſe⸗ und Zehrungs⸗ 
koſten unter keinen Umſtaͤnden ſtatt. 


1) Die Gebühren der nach $. 28. Litt. c. zuzuziehenden Sachverſtaͤndigen 
werden nach der gerichtlichen Gebuͤhrentaxe beſtimmt. 


5 Das Staatsminiſterium iſt ermaͤchtigt, eine Reviſion und anderweitige 
Feſtſetzung des Tarifs vorzunehmen. N N 
$. 34. 


Die Gebuͤhren des Exekutors und alle andere Exekutionskoſten werden 
von dem das Verfahren betreibenden Beamten aus den durch den Verkauf 
der verpfaͤndeten Sachen oder anderweit eingehenden Geldern gezahlt. 


Bei Unzulaͤnglichkeit dieſer Gelder werden aus denſelben zunaͤchſt die 
Gebuͤhren des Exekutors berichtigt, die uͤbrigen Exekutionskoſten aber, ſoweit 
ſie nicht gedeckt werden, auf die dazu geeigneten oͤffentlichen Fonds uͤbernom⸗ 
men, oder von derjenigen Behörde eingezogen, für welche die Exekution ftatt= 
gefunden hat. 


H. 35. 


Alle bisherigen Vorſchriften uͤber Gegenſtaͤnde dieſer Verordnung wer: 
den hierdurch aufgehoben. 


$. 36. 


Die zur Ausführung gegenwärtiger Verordnung etwa erforderlichen An⸗ 
ordnungen 5 5 die betheiligten Miniſterien gemeinſchaftlich zu erlaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Februar 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. g 


Exeku⸗ 
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Srefutiond- Gebühren - Tarif, 


bis 1 bis 5 5 bis 50 
1 Thaler] Thaler J Thaler Ueber 
ließe] 50 Thaler. 


einſchließ⸗Keinſchließ⸗ a 

Auch. lich ich. 

A. Gebuͤhren des Exekutors. - ALA 

1. Fuͤr die Mahnung se reeen 

2. Fuͤr die Pfaͤndung und Sicherſtellung 

der gepfaͤndeten Sachen, ſowie für An: 
legung eines Superarreſtes 
In dem H. 13. gedachten Falle wer: 
den, wenn es zu keiner Pfandziehung 
kommt, nur die halben Gebühren ent: 
richtet. Dieſelben Gebuͤhren paſſiren fuͤr 
die Freigebung abgepfaͤndeter Sachen, 
ſofern dieſelbe nicht bei Gelegenheit eines 
e Exekutionsakts vorgenommen 
wird. 

3. Fuͤr die Anfertigung und Anheftung der 
Anſchlaͤge, ſowie fuͤr Bewirkung des 
r Be U 

4. Fuͤr die Berfleigerung 22... 2.00.20. 

5. Für die Zuſtellung eines Zahlungsbe- 

fehls an den Schuldner des Abgaben- 
pflichtigen und die Benachrichtigung des 
letzteren, ſowie fuͤr jede ſonſtige Zuſtellung 

6. Fuͤr jede Abſchrift von einem Pfaͤn⸗ 
1 175 Auktions⸗- oder anderen Pro: 
Pre, 


B. Andere Koſten. 


7. Gebühren der bei einer Pfändung zuge— 
zogenen Zeugen 
8. Gebuͤhren des Aufbewahrers von Mo— 
biliar⸗Effekten, taͤglich n 
Zu Nr. 8. werden, wenn die Aufbe- 
wahrung laͤnger als acht Tage dauert, 
von dem neunten Tage an nur die hal⸗ 
ben Gebuͤhren bewilligt. 
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(Nr. 4853.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. März 1858., betreffend die Einſetzung einer oͤf⸗ 
fentlichen Behoͤrde unter der Firma: „Koͤnigliche Kommiſſion fuͤr den Bau 
der Koͤnigsberg⸗Eydtkuhnener Eiſenbahn.“ 


Auf Ihren Antrag vom 10. März d. J. ermaͤchtige Ich Sie, die Vorbe⸗ 
reitungen zur Ausführung und demnachft auch die Ausführung des Baues der 
Eiſenbahn von Koͤnigsberg bis zur Landesgrenze bei Eydtkuhnen einer beſon— 
deren Kommiſſion zu uͤbertragen, welche in Koͤnigsberg ihren Sitz nehmen und 
unter der Firma: „Koͤnigliche Kommiſſion fuͤr den Bau der Koͤnigsberg-Eydt⸗ 


kuhnener Eiſenbahn“ innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes fuͤr die 


Dauer ihres Beſtehens alle Rechte und Pflichten einer oͤffentlichen Behoͤrde 
haben ſoll. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 5 
Berlin, den 15. März 1858, 


Im Allerhöchfien Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 4854.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter der 
Benennung „Iſerlohner Gas-Aktiengeſellſchaft“ gebildeten, in Iſerlohn 
domizilirten Geſellſchaft. Vom 25. Maͤrz 1858. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Bildung einer zu Iſerlohn domizilirten 
Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Iſerlohner Gas⸗Aktiengeſellſchaft“ zu ges 
nehmigen und das Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 15. 
März d. J. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des $. 3. des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemer- 
ken zur Öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt 
Statut durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg bekannt 
gemacht werden wird. . 
Berlin, den 25. März 1858. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
v. d. Heydt. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


